 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500213/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Silvia Gebhart in der Verwaltungsstrafsache
gegen *¥*Bf1H** ***Bf1_Adr*** wegen der Verwaltungsibertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener
Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4
Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt fiir Wien Nr. 9/2006 in der Fassung
LGBI. fur Wien Nr. 24/2012, Gber die Beschwerde des Beschuldigten vom 20. Marz 2024 gegen
das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom 28. Februar 2024, Zahl:
MAG7/***2*** 7y Recht erkannt:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1
Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz Giber das Wiener
Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen und
das angefochtene Straferkenntnis bestatigt.

II. GemaR § 52 Abs. 1 und 2 VWGVG hat der Beschwerdefiihrer einen Beitrag zu den Kosten
des Beschwerdeverfahrens in Hohe von € 12,00 zu leisten.

lll. GemaR § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde
bestimmt.

IV. Eine Revision durch den Beschwerdeflihrer wegen Verletzung in Rechten nach Art. 133 Abs.

6Z1B-VGist gemaR § 25a Abs. 4 VwWGG kraft Gesetzes nicht zulassig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch
die belangte Behorde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zul3ssig.
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Entscheidungsgriinde

Mit Straferkenntnis vom 28. Februar 2024, Zahl: MA67/***2*** hat der Magistrat der Stadt
Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behorde Herrn ***Bf1*** (in weiterer Folge:
Beschwerdefiihrer) angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrldssig verkiirzt in dem er das
mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behordlichen Kennzeichen ***1*** am 15. September
2023 um 20:07 Uhr in einer gebuhrenpflichtigen Kurzparkzone in 1120 Wien, Hetzendorfer
StraBBe 29, abgestellt habe, ohne fiir seine Kennzeichnung mit einem fiir den
Beanstandungszeitpunkt glltigen Parkschein gesorgt zu haben.

Dadurch habe der Beschwerdefiihrer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2
Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in
Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, in der geltenden
Fassung, verletzt.

Wegen dieser Verwaltungsiibertretung werde liber den Beschwerdefiihrer gemaRk § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Héhe von € 60,00 sowie im Falle der
Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhangt.

Ferner habe der Beschwerdefiihrer gemaR § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 -
VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.
Die verspatete Zahlung von € 36,00 werde diesem Verfahren angerechnet. Der zu zahlende
Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 34,00.

Das Straferkenntnis wurde folgendermaRen begriindet:

,Das Fahrzeug wurde in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone beanstandet, weil der
Parkschein fehlte. Auch war kein elektronischer Parkschein aktiviert.

Die Ubertretung wurde Ihnen angelastet.

In Ihrem Einspruch gaben Sie an EUR 36,00 bereits entrichtet zu haben, weshalb die
Angelegenheit fiir Sie erledigt sei.

Rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgt zu beurteilen:

Fiir die Ubertretung wurde ein Organmandat ausgestellt, auf das kein Rechtsanspruch besteht.
Es wurde gegenstandslos, weil es nicht innerhalb der gesetzlichen Frist von 2 Wochen bezahlt
wurde. Die Griinde fiir die Versdumung dieser Frist (z.B. Urlaub, Verlust des Organmandates)
spielen keine Rolle. Daher wurde das Strafverfahren eingeleitet, was auch ohne vorherige

Ausstellung eines Organmandates méglich gewesen wdire.

Der Abstellort befand sich zum Tatzeitpunkt innerhalb eines ordnungsgemdf8 kundgemachten
Kurzparkzonenbereiches. Dieser ist ordnungsgemdfs gekennzeichnet, wenn an allen
Einfahrtsmdéglichkeiten Verkehrszeichen "Kurzparkzone Anfang" (§ 52 lit. a Z. 13d StVO) und an
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allen Ausfahrtsstellen Verkehrszeichen "Kurzparkzone Ende (§ 52 lit. a Z. 13e StVO) angebracht
sind.

Bei der Einfahrt in den gegensténdlichen Bereich mussten Sie bei einem Verkehrszeichen
"Kurzparkzone Anfang" vorbeikommen. Sie hdtten daher so lange davon ausgehen miissen,
dass Sie sich im Kurzparkzonenbereich befinden, als Sie nicht ein Verkehrszeichen
"Kurzparkzone Ende" passierten.

Auf den jeweiligen Zusatztafeln ist die Gliltigkeitsdauer der Kurzparkzone ersichtlich.

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmdpfige Verhalten
ausnahmsweise erlaubt, liegt im gegenstdndlichen Fall nicht vor.

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung).

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen.
Die angelastete Ubertretung war daher als erwiesen anzusehen.

Die Verschuldensfrage war zu bejahen. Sie haben die Parkometerabgabe nicht entrichtet und
somit fahrldssig verkiirzt.

Es sind demnach im Zuge des Verfahrens keine Tatsachen hervorgekommen, die zu dessen
Einstellung fiihren kénnten.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrldssig verkiirzt
wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Die verhdngte Geldstrafe soll durch ihre Héhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer
Wiederholung abzuhalten.

Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind gemdfs § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich
geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

Jedes fahrlissige Verkiirzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen
Kraftfahrzeuges in einer geblihrenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfiir die nach der
Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen
ordnungsgemdf entwerteten Parkschein entrichtet wird, schddigt in nicht unerheblichem Mafe
sowohl das 6ffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung
des innerstddtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes,
dem die Strafdrohung dient.
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Der Unrechtsgehalt der gegenstiindlichen Verwaltungsiibertretung ist im Hinblick auf den
Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering.

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass
die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hdtte vermieden
werden kénnen, ist auf Grund der Tatumstédnde nicht anzunehmen und es kann daher lhr
Verschulden nicht als geringfligig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung wurden lhre Einkommens- und Vermégensverhdltnisse sowie allfdllige
Sorgepflichten, soweit diese der Behérde bekannt waren, berlicksichtigt. Zudem wurde auf
eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgriinde und den bis zu EUR 365,00 reichenden
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhéngte Geldstrafe selbst
unter Berlicksichtigung ungiinstiger wirtschaftlicher Verhdltnisse durchaus angemessen und
keineswegs zu hoch, zumal weitere Milderungsgriinde nicht hervorgetreten sind.

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stiitzt sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“

In der Beschwerde vom 20. Marz 2024 wurde ausgefihrt:

»In Bezugnahme auf ihr Schreiben vom 28.02.2024 (ibermittle ich ihnen im Anhang den
Uberweisungsbeleg vom 16.10.2023

Fiir mich ist die Sache erledigt. Alles weiter soll das Gericht entscheiden!! Ich bin nicht
verantwortlich da fiir das sie meine Zahlung Ubersehen oder dergleichen!!*

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Das kontrollierende Parkraumiiberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen des
mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen ***1*** am 15. September
2023 um 20:07 Uhr in der im 12. Wiener Gemeindebezirk befindlichen, gebihrenpflichtigen
Kurzparkzone, Hetzendorfer StralRe 29, ohne Kennzeichnung mit einem fiir den
Beanstandungszeitpunkt gliltigen Parkschein beanstandet.

Der Beschwerdefiihrer bestreitet weder den objektiven noch den subjektiven Tatbestand der
fahrlassigen Abgabenverkiirzungen, meint aber den Organstrafverfligungsbetrag von € 36,00
bereits Gberwiesen zu haben und daher nicht verantwortlich dafiir zu sein, dass die belangte
Behorde seine Zahlung lGibersehen habe oder dergleichen.

§ 50 VStG (Verwaltungsstrafgesetz) normiert auszugsweise:
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»(6) Gegen die Organstrafverfiigung ist kein Rechtsmittel zuldssig. Verweigert der Beanstandete
die Zahlung des Strafbetrages oder die Entgegennahme des Beleges (Abs. 2), so ist die
Organstrafverfiigung gegenstandslos. Die Unterlassung der Einzahlung mittels Beleges

(Abs. 2) binnen einer Frist von zwei Wochen gilt als Verweigerung der Zahlung des
Strafbetrages; der Lauf der Frist beginnt mit Ablauf des Tages, an dem der Beleg am Tatort
hinterlassen oder dem Beanstandeten (ibergeben wurde. Im Fall der Verweigerung der Zahlung
des Strafbetrages oder der Entgegennahme des Beleges (Abs. 2) ist die Anzeige an die Behérde
zu erstatten. Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages mittels Beleges (Abs. 2) gilt auch die
Uberweisung des einzuhebenden Strafbetrages oder eines héheren Betrages auf das im Beleg
angegebene Konto, wenn der Uberweisungsauftrag die automationsunterstiitzt lesbare,
vollsténdige und richtige Identifikationsnummer des Beleges enthdlt und der Strafbetrag dem
Konto des Uberweisungsempféngers fristgerecht gutgeschrieben wird.

(7) Wird der Strafbetrag nach Ablauf der in Abs. 6 bezeichneten Frist oder nicht mittels Beleges
(Abs. 2) bezahlt und weist der Beschuldigte die Zahlung im Zuge des
Verwaltungsstrafverfahrens nach, so ist der Strafbetrag zuriickzuzahlen oder anzurechnen.”
(Hervorhebung durch BFG)

Der Meldungsleger hat die verfahrensgegenstandliche Organstrafverfligung mit der Nummer
000612727539 im Zuge seiner Beanstandung am 15. September 2023 ausgestellt und am
Fahrzeug des Beschwerdefiihrers hinterlassen, die zweiwoéchige Frist zur Einzahlung des
Organstrafverfligungsbetrages von € 36,00 endete mit Ablauf des 29. September 2023.

Die Uberweisung des Organstrafverfiigungsbetrages von € 36,00 am 16. Oktober 2023 war
daher verspatet. Die Uberweisung des Organstrafverfligungsbetrages von € 36,00 am

16. Oktober 2023 wurde offenbar durch die Anonymverfiigung vom 10. Oktober 2023
ausgelost.

Sodann erging die Anonymverfiigung, mit der eine Verwaltungsstrafe von € 48,00 festgesetzt
wurde. Auf den hoheren Verwaltungsstrafbetrag von € 48,00 wurde der entrichtete
Organstrafverfligungsbetrag von € 36,00 angerechnet, sodass nur der Restbetrag von € 12,00
offen war.

Da der offene Restbetrag nicht entrichtet wurde, erging die Strafverfiigung vom 14. November
2023, gegen die mit E-Mail vom 17. November 2023 rechtzeitig Einspruch erhoben wurde.
Darin wurde ausgefiihrt: ,Mit Bezugnahme auf ihr Schreiben vom 14.11.2023 (ibermittle ich
ihnen im Anhang den Uberweisungsbeleg vom 16.10.2023. Fiir mich ist die Sache erledigt.”

Diese Tatsachen ergeben sich aus dem Verfahrensakt und wurden vom Beschwerdefiihrer
nicht bestritten.
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Aufgrund des Einspruchs erging das eingangs dargestellte Straferkenntnis vom 28. Februar
2024, gegen das form- und fristgerecht Beschwerde erhoben wurde, wogegen Beschwerde
erhoben wurde.

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

,Flir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist
eine Abgabe zu entrichten.”

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemdifsen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine)
oder mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fiir das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten Kontrollmafsnahmen mitzuwirken.

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert:

»(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrléssig
verkiirzt wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen.”

§ 19 VStG normiert:

»(1) Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind (iberdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht
schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdgen. Auf das Ausmayfs des
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der Eigenart des
Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdf3 anzuwenden.
Die Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse und allfillige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.”

Die Beschwerde richtet sich nicht gegen die Verwaltungsiibertretung an sich.

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsibertretung schadigte in nicht
unerheblichem MaRe das als sehr bedeutend einzustufende offentliche Interesse an der
Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstadtischen Parkraumes sowie an der
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ordnungsgemalien und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive
Unrechtsgehalt der fahrlassigen Abgabenverkiirzung kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger
nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden (vgl. VWGH 25. November 2003,
2003/17/0222, mwN, sowie VWGH 16. Mai 2011, 2011/17/0053, mwN).

Das Ausmal des Verschuldens war im beschwerdegegenstandlichen Fall in Anbetracht der
AulRerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Beschwerdefiihrer zumutbaren Sorgfalt
nicht als geringfiigig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstande
anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den
Beschwerdefiihrer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hatte oder dass die
Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hatte vermieden
werden kdnnen.

Weil keine rechtskraftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen aktenkundig sind,
kommt dem Beschwerdefiihrer der Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen
Unbescholtenheit zu Gute. Weitere Milderungsgriinde sind nicht hervorgekommen.

Flr eine unglinstige Einkommens- und Vermdgenssituation des Beschwerdefiihrers besteht
nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen
Verhaltnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und
kénnen daher nicht bericksichtigt werden.

Unter Bedachtnahme auf die angefiihrten Strafbemessungsgriinde sowie aus general- und
spezialpraventiven Erwagungen ist die verhdngte Geldstrafe in Hohe von € 60,00 angesichts
des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens als angemessen und nicht Gberhoht zu
betrachten.

Mit dem Beschwerdeeinwand ,,/ch bin nicht verantwortlich da fiir das sie meine Zahlung
Ubersehen oder dergleichen!!“ hat der Beschwerdefiihrer die Rechtslage erkannt. Nach dem
klaren Wortlaut des § 50 Abs 2 VStG kommt es nicht nur auf den Umstand der Bezahlung des
Organstrafbetrages an sich an, sondern darauf, dass dieser innerhalb der gesetzlichen Frist des
§ 50 Abs 2 VStG von zwei Wochen bezahlt wird. Nur bei fristgerechter Einzahlung des
Organstrafbetrages von € 36,00 ware das Verwaltungsstrafverfahren beendet gewesen.
Aufgrund der verspéateten Einzahlung trat die zwingende Rechtsfolge des § 50 Abs 2 VStG ein,
wonach dieser Umstand als Verweigerung der Zahlung des Strafbetrages gilt, weshalb die
Anonymverfligung zu Recht erging. Ware der aufgrund der Anonymverfligung offene Betrag
von € 12,00 fristgerecht entrichtet worden, ware das Verwaltungsstrafverfahren (an dieser

Stelle) beendet gewesen.

§ 44 VwGVG normiert:
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»(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht libersteigende Geldstrafe verhdngt wurde |[...]
und keine Partei die Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat.”

Es konnte von der Durchflihrung einer miindlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine
solche nicht beantragt und im angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht lGbersteigende
Geldstrafe verhangt wurde.

Kostenentscheidung

Da der Kostenbeitrag des erstinstanzlichen Verfahrens gemafld § 64 VStG mit 10% der
verhangten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen ist, wurde er mit € 10,00
korrekt festgesetzt.

GemaR § 52 Abs. 1 VWGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein
Straferkenntnis bestatigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

Gemal § 52 Abs. 2 VWGVG ist dieser Betrag flir das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhdngten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Die beschwerdefiihrende Partei hat daher gemaR § 52 Abs. 2 VWGVG weitere € 12,00 als
Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten.

GemaR § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemal} anzuwenden.
Gemal § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskraftig verhdngte Geldstrafen oder
sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer
angemessenen Frist von héchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist
ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu
erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

Gemal § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehorde oder Finanzstrafbehorde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde zweckmaRig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemall § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fiir viele
ausfuhrlich BFG 13.05.2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6).
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Zur Unzulassigkeit der Revision
Art. 133 B-VG normiert:

»(4) Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Lésung einer Rechtsfrage abhdingt, der grundséitzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine
geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die
Revision unzuléissig ist.

(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision
erheben:

1. wer durch das Erkenntnis in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet;

2. die belangte Behérde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht; [...]

(9) Auf die Beschliisse der Verwaltungsgerichte sind die fiir ihre Erkenntnisse geltenden
Bestimmungen dieses Artikels sinngemdfs anzuwenden. Inwieweit gegen Beschliisse der
Verwaltungsgerichte Revision erhoben werden kann, bestimmt das die Organisation und das
Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes regelnde besondere Bundesgesetz.”

§ 25a VwWGG normiert:

»(4) Wenn in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache

1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhdngt werden durfte und
2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhdngt wurde,

ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zuldssig.”

Weil nach § 4 Abs. 1 des Wiener Parkometergesetzes 2006 lediglich eine Geldstrafe von bis zu
€ 365 und keine primare Freiheitsstrafe verhdangt werden darf, ist eine Revision durch den
Beschwerdefiihrer unzulassig (vgl. VWGH, 01. September 2022, Ra 2022/16/0080, mwN).

Die Revision fiir die belangte Behorde ist unzuldssig, da sich die Rechtsfolge unmittelbar aus
dem Gesetz ergibt, wenn der Strafbetrag der Organstrafverfligung nicht rechtzeitig einbezahlt
wird.

Wien, am 15. April 2024

9von9



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung
	Zur Unzulässigkeit der Revision



